Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik
Uber die Herstellung der Einheit Deutschlands

Einigungsvertrag

Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik -entschlossen, die Einheit Deutschlands in
Frieden und Freiheit als gleichberechtigtes Glied der Volkergemeinschaft in freier Selbstbestimmung zu vollenden,
ausgehend von dem Wunsch der Menschen in beiden Teilen Deutschlands, gemeinsam in Frieden und Freiheit in einem
rechtsstaatlich geordneten, demokratischen und sozialen Bundesstaat zu leben, in dankbarem Respekt vor denen, die
auf friedliche Weise der Freiheit zum Durchbruch verholfen haben, die an der Aufgabe der Herstellung der Einheit
Deutschlands unbeirrt festgehalten haben und sie vollenden, im Bewuftsein der Kontinuitat deutscher Geschichte und
eingedenk der sich aus unserer Vergangenheit ergebenden besonderen Verantwortung fur eine demokratische Ent-
wicklung in Deutschland, die der Achtung der Menschenrechte und dem Frieden verpflichtet bleibt, in dem Bestreben,
durch die deutsche Einheit einen Beitrag zur Einigung Europas und zum Aufbau einer européischen Friedensordnung
zu leisten, in der Grenzen nicht mehr trennen und die allen européischen Vélkern ein vertrauensvolles Zusammenleben
gewabhrleistet, in dem BewuBtsein, dass die Unverletzlichkeit der Grenzen und der territorialen Integritit und Souvera-
nitat aller Staaten in Europa in ihren Grenzen eine grundlegende Bedingung fiir den Frieden ist -sind (ibereingekom-
men, einen Vertrag Uber die Herstellung der Einheit Deutschlands mit den nachfolgenden Bestimmungen zu schlielRen:

Kapitel | Wirkung des Beitritts

Artikel 1 Lander

(1) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland
gemaR Artikel 23 des Grundgesetzes am 3. Oktober 1990 werden die Lander Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen Lander der Bundesrepublik Deutschland. Fir die Bildung
und die Grenzen dieser L&nder untereinander sind die Bestimmungen des Verfassungsgesetzes zur Bildung von
Landern in der Deutschen Demokratischen Republik vom 22. Juli 1990 - Landereinfiihrungsgesetz - (GBI. I Nr. 51
S. 955) gemal Anlage 11 malRgebend.

(2) Die 23 Bezirke von Berlin bilden das Land Berlin.

Artikel 2 Hauptstadt, Tag der Deutschen Einheit

(1) Hauptstadt Deutschlands ist Berlin. Die Frage des Sitzes von Parlament und Regierung wird nach der Herstellung
der Einheit Deutschlands entschieden.
(2) Der 3. Oktober ist als Tag der Deutschen Einheit gesetzlicher Feiertag.

Kapitel 11 Grundgesetz

Artikel 3 Inkrafttreten des Grundgesetzes

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt das Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesge-
setzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 100-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt gedndert durch Gesetz vom
21. Dezember 1983 (BGBI. | S. 1481), in den Landern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-



Anhalt und Thiringen sowie in dem Teil des Landes Berlin, in dem es bisher nicht galt, mit den sich aus Artikel 4
ergebenden Anderungen in Kraft, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist.

Artikel 4 Beitrittsbedingte Anderungen des Grundgesetzes

Das Grundgesetz fur die Bundesrepublik Deutschland wird wie folgt gedndert:

1. Die Praambel wird wie folgt gefaft:
"Im Bewultsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes
Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfas-
sungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben. Die Deutschen in den Landern Baden-Wirttemberg, Bayern,
Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thiringen haben in frei-
er Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz fir das ge-
samte Deutsche Volk."

2. Artikel 23 wird aufgehoben.

3. Artikel 51 Abs. 2 des Grundgesetzes wird wie folgt gefalt:
"(2) Jedes Land hat mindestens drei Stimmen, Lander mit mehr als zwei Millionen Einwohnern haben vier, Lander
mit mehr als sechs Millionen Einwohnern fiinf, Ladnder mit mehr als sieben Millionen Einwohnern sechs Stim-
men."

4. Der bisherige Wortlaut des Artikels 135a wird Absatz 1. Nach Absatz 1 wird folgender Absatz angefiigt:

"(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf Verbindlichkeiten der Deutschen Demokratischen Republik o-
der ihrer Rechtstrager sowie auf Verbindlichkeiten des Bundes oder anderer Kdrperschaften und Anstalten des 6f-
fentlichen Rechts, die mit dem Ubergang von Vermdgenswerten der Deutschen Demokratischen Republik auf
Bund, L&nder und Gemeinden im Zusammenhang stehen, und auf Verbindlichkeiten, die auf MalRnahmen der
Deutschen Demokratischen Republik oder ihrer Rechtstrager beruhen.”

5. Indas Grundgesetz wird folgender neuer Artikel 143 eingefigt:

"Artikel 143

(1) Recht in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet kann langstens bis zum 31. Dezember 1992
von Bestimmungen dieses Grundgesetzes abweichen, soweit und solange infolge der unterschiedlichen Verhaltnis-
se die vollige Anpassung an die grundgesetzliche Ordnung noch nicht erreicht werden kann. Abweichungen diirfen
nicht gegen Artikel 19 Abs. 2 verstolRen und miissen mit den in Artikel 79 Abs. 3 genannten Grundsétzen vereinbar
sein.

(2) Abweichungen von den Abschnitten 11, VI, VIlla, IX, X und XI sind langstens bis zum 31. Dezember 1995
zuléssig.

(3) Unabhéngig von Absatz 1 und 2 haben Artikel 41 des Einigungsvertrags und Regelungen zu seiner Durchfiih-
rung auch insoweit Bestand, als sie vorsehen, daB Eingriffe in das Eigentum auf dem in Artikel 3 dieses Vertrags
genannten Gebiet nicht mehr riickgéngig gemacht werden."

6. Artikel 146 wird wie folgt gefafit:
"Artikel 146
Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands fiir das gesamte deutsche Volk

gilt, verliert seine Giiltigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in
freier Entscheidung beschlossen worden ist."

Artikel 5 Kinftige Verfassungsdnderungen



Die Regierungen der beiden Vertragsparteien empfehlen den gesetzgebenden Korperschaften des vereinten Deutsch-
lands, sich innerhalb von zwei Jahren mit den im Zusammenhang mit der deutschen Einigung aufgeworfenen Fragen
zur Anderung oder Ergénzung des Grundgesetzes zu befassen, insbesondere

in bezug auf das Verhaltnis zwischen Bund und Landern entsprechend dem Gemeinsamen BeschluR der Minister-

prasidenten vom 5. Juli 1990,

in bezug auf die Mdéglichkeit einer Neugliederung fur den Raum Berlin/Brandenburg abweichend von den Vor-

schriften des Artikels 29 des Grundgesetzes durch Vereinbarung der beteiligten Lander,

mit den Uberlegungen zur Aufnahme von Staatszielbestimmungen in das Grundgesetz sowie

mit der Frage der Anwendung des Artikels 146 des Grundgesetzes und in deren Rahmen einer VVolksabstimmung.

Artikel 6 Ausnahmebestimmung

Avrtikel 131 des Grundgesetzes wird in dem in Artikel 3 genannten Gebiet vorerst nicht in Kraft gesetzt.

Artikel 7 Finanzverfassung

(1) Die Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland wird auf das in Artikel 3 genannte Gebiet erstreckt, soweit
in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist.

(2) Fur die Verteilung des Steueraufkommens auf den Bund sowie auf die Lander und Gemeinden (Gemeindeverbénde)
in dem in Artikel 3 genannten Gebiet gelten die Bestimmungen des Artikels 106 des Grundgesetzes mit der Mafgabe,
daf

1. biszum 31. Dezember 1994 Absatz 3 Satz 4 und Absatz 4 keine Anwendung finden;

2. bis zum 31. Dezember 1996 der Anteil der Gemeinden an dem Aufkommen der Einkommensteuer nach Artikel
106 Abs. 5 des Grundgesetzes von den Landern an die Gemeinden nicht auf der Grundlage der Einkommensteuer-
leistung ihrer Einwohner, sondern nach der Einwohnerzahl der Gemeinden weitergeleitet wird;

3. biszum 31. Dezember 1994 abweichend von Artikel 106 Abs. 7 des Grundgesetzes den Gemeinden (Gemeinde-
verb&nden) von dem Lénderanteil am Gesamtaufkommen der Gemeinschaftssteuern und dem gesamten Aufkom-
men der Landessteuern ein jahrlicher Anteil von mindestens 20 vom Hundert sowie vom Lénderanteil aus den
Mitteln des Fonds "Deutsche Einheit" nach Absatz 5 Nr. 1 ein jahrlicher Anteil von 40 vom Hundert zuflief3t.

(3) Artikel 107 des Grundgesetzes gilt in dem in Artikel 3 genannten Gebiet mit der MaRgabe, daf bis zum 31. Dezem-
ber 1994 zwischen den bisherigen Landern der Bundesrepublik Deutschland und den L&ndern in dem in Artikel 3 ge-
nannten Gebiet die Regelung des Absatzes 1 Satz 4 nicht angewendet wird und ein gesamtdeutscher Landerfinanzaus-
gleich (Artikel 107 Abs. 2 des Grundgesetzes) nicht stattfindet. Der gesamtdeutsche Landeranteil an der Umsatzsteuer
wird so in einen Ost- und Westanteil aufgeteilt, da im Ergebnis der durchschnittliche Umsatzsteueranteil pro Einwoh-
ner in den Landern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen in den Jahren

1991 55 vom Hundert

1992 60 vom Hundert

1993 65 vom Hundert

1994 70 vom Hundert

des durchschnittlichen Umsatzsteueranteils pro Einwohner in den L&ndern Baden-Wurttemberg, Bayern, Bremen, Hes-

sen, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein betragt. Der

Anteil des Landes Berlin wird vorab nach der Einwohnerzahl berechnet. Die Regelungen dieses Absatzes werden fiir

1993 in Ansehung der dann vorhandenen Gegebenheiten berpriift.

(4) Das in Artikel 3 genannte Gebiet wird in die Regelungen der Artikel 91a, 91b und 104a Abs. 3 und 4 des Grundge-

setzes einschliellich der hierzu ergangenen Ausfiihrungsbestimmungen nach Mal3gabe dieses Vertrags mit Wirkung

vom 1. Januar 1991 einbezogen.

(5) Nach Herstellung der deutschen Einheit werden die jahrlichen Leistungen des Fonds "Deutsche Einheit"

1. zu 85 vom Hundert als besondere Unterstiitzung den Landern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thiringen sowie dem Land Berlin zur Deckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs gewahrt und



auf diese L&nder im Verhéltnis ihrer Einwohnerzahl ohne Beriicksichtigung der Einwohnerzahl von Berlin (West)
verteilt sowie
2. zu 15 vom Hundert zur Erfullung zentraler 6ffentlicher Aufgaben auf dem Gebiet der vorgenannten Lander ver-
wendet.
(6) Bei grundlegender Verénderung der Gegebenheiten werden die Moglichkeiten weiterer Hilfe zum angemessenen
Ausgleich der Finanzkraft fur die Lander in dem in Artikel 3 genannten Gebiet von Bund und Landern gemeinsam
gepriift.

Kapitel 111 Rechtsangleichung

Artikel 8 Uberleitung von Bundesrecht

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts tritt in dem in Artikel 3 genannten Gebiet Bundesrecht in Kraft, soweit es nicht
in seinem Geltungsbereich auf bestimmte L&nder oder Landesteile der Bundesrepublik Deutschland beschrankt ist und
soweit durch diesen Vertrag, insbesondere dessen Anlage I, nichts anderes bestimmt wird.

Artikel 9 Fortgeltendes Recht der Deutschen Demokratischen Republik

(1) Das im Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Vertrags geltende Recht der Deutschen Demokratischen Republik,
das nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes Landesrecht ist, bleibt in Kraft, soweit es mit dem Grundge-
setz ohne Berlcksichtigung des Artikels 143, mit in dem in Artikel 3 genannten Gebiet in Kraft gesetztem Bundes-
recht sowie mit dem unmittelbar geltenden Recht der Européischen Gemeinschaften vereinbar ist und soweit in
diesem Vertrag nichts anderes bestimmt wird. Recht der Deutschen Demokratischen Republik, das nach der Kom-
petenzordnung des Grundgesetzes Bundesrecht ist und das nicht bundeseinheitlich geregelte Gegenstande betrifft,
gilt unter den VVoraussetzungen des Satzes 1 bis zu einer Regelung durch den Bundesgesetzgeber als Landesrecht
fort.

(2) Das in Anlage Il aufgefiihrte Recht der Deutschen Demokratischen Republik bleibt mit den dort genannten MaR3-
gaben in Kraft, soweit es mit dem Grundgesetz unter Beriicksichtigung dieses Vertrags sowie mit dem unmittelbar
geltenden Recht der Europdischen Gemeinschaften vereinbar ist.

(3) Nach Unterzeichnung dieses Vertrags erlassenes Recht der Deutschen Demokratischen Republik bleibt in Kraft,
sofern es zwischen den Vertragsparteien vereinbart wird. Absatz 2 bleibt unberdihrt.

(4) Soweit nach den Absatzen 2 und 3 fortgeltendes Recht Gegenstande der ausschlieRlichen Gesetzgebung des Bun-
des betrifft, gilt es als Bundesrecht fort. Soweit es Gegenstande der konkurrierenden Gesetzgebung oder der
Rahmengesetzgebung betrifft, gilt es als Bundesrecht fort, wenn und soweit es sich auf Sachgebiete bezieht, die im
ubrigen Geltungsbereich des Grundgesetzes bundesrechtlich geregelt sind.

(5) Das geméaR Anlage Il von der Deutschen Demokratischen Republik erlassene Kirchensteuerrecht gilt in den in
Avrtikel 1 Abs. 1 genannten L&ndern als Landesrecht fort.

Artikel 10 Recht der Europaischen Gemeinschaften

(1) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts gelten in dem in Artikel 3 genannten Gebiet die Vertrdge Uber die Européi-
schen Gemeinschaften nebst Anderungen und Ergénzungen sowie die internationalen Vereinbarungen, Vertrige
und Beschlisse, die in Verbindung mit diesen Vertragen in Kraft getreten sind.

(2) Die auf der Grundlage der Vertrage ber die Européischen Gemeinschaften ergangenen Rechtsakte gelten mit dem
Wirksamwerden des Beitritts in dem in Artikel 3 genannten Gebiet, soweit nicht die zustandigen Organe der Euro-



paischen Gemeinschaften Ausnahmeregelungen erlassen. Diese Ausnahmeregelungen sollen den verwaltungsma-
Rigen Bedirfnissen Rechnung tragen und der Vermeidung wirtschaftlicher Schwierigkeiten dienen.

(3) Rechtsakte der Europdischen Gemeinschaften, deren Umsetzung oder Ausfiihrung in die Zustandigkeit der Lander
fallt, sind von diesen durch landesrechtliche VVorschriften umzusetzen oder auszufiihren.

Kapitel IV Volkerrechtliche Vertrage und Vereinbarungen

Artikel 11 Vertrége der Bundesrepublik Deutschland

Die Vertragsparteien gehen davon aus, dal} volkerrechtliche Vertrage und Vereinbarungen, denen die Bundesrepublik
Deutschland als Vertragspartei angehort, einschlie3lich solcher Vertrége, die Mitgliedschaften in internationalen Orga-
nisationen oder Institutionen begriinden, ihre Giltigkeit behalten und die daraus folgenden Rechte und Verpflichtungen
sich mit Ausnahme der in Anlage | genannten Vertrage auch auf das in Artikel 3 genannte Gebiet beziehen. Soweit im
Einzelfall Anpassungen erforderlich werden, wird sich die gesamtdeutsche Regierung mit den jeweiligen Vertragspart-
nern ins Benehmen setzen.

Artikel 12 Vertrage der Deutschen Demokratischen Republik

(1) Die Vertragsparteien sind sich einig, dal die v6lkerrechtlichen Vertrage der Deutschen Demokratischen Republik
im Zuge der Herstellung der Einheit Deutschlands unter den Gesichtspunkten des Vertrauensschutzes, der Interes-
senlage der beteiligten Staaten und der vertraglichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland sowie nach
den Prinzipien einer freiheitlichen, demokratischen und rechtsstaatlichen Grundordnung und unter Beachtung der
Zustandigkeiten der Europdischen Gemeinschaften mit den Vertragspartnern der Deutschen Demokratischen Re-
publik zu erértern sind, um ihre Fortgeltung, Anpassung oder ihr Erléschen zu regeln beziehungsweise festzustel-
len.

(2) Das vereinte Deutschland legt seine Haltung zum Ubergang vélkerrechtlicher Vertrage der Deutschen Demokrati-
schen Republik nach Konsultationen mit den jeweiligen Vertragspartnern und mit den Européischen Gemein-
schaften, soweit deren Zustandigkeiten beriihrt sind, fest.

(3) Beabsichtigt das vereinte Deutschland, in internationale Organisationen oder in sonstige mehrseitige Vertrage
einzutreten, denen die Deutsche Demokratische Republik, nicht aber die Bundesrepublik Deutschland angehort, so
wird Einvernehmen mit den jeweiligen Vertragspartnern und mit den Européischen Gemeinschaften, soweit deren
Zustandigkeiten ber(hrt sind, hergestellt.

Kapitel V Offentliche Verwaltung und Rechtspflege

Artikel 13 Ubergang von Einrichtungen

(1) Verwaltungsorgane und sonstige der 6ffentlichen Verwaltung oder Rechtspflege dienende Einrichtungen in dem in
Avrtikel 3 genannten Gebiet unterstehen der Regierung des Landes, in dem sie drtlich gelegen sind. Einrichtungen
mit l&nderiibergreifendem Wirkungskreis gehen in die gemeinsame Tragerschaft der betroffenen Lander Gber. So-
weit Einrichtungen aus mehreren Teileinrichtungen bestehen, die ihre Aufgaben selbsténdig erfillen kénnen, un-
terstehen die Teileinrichtungen jeweils der Regierung des Landes, in dem sich die Teileinrichtung befindet. Die
Landesregierung regelt die Uberfiinrung oder Abwicklung. § 22 des Landereinfiinrungsgesetzes vom 22. Juli 1990
bleibt unberuhrt.

(2) Soweit die in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Teileinrichtungen bis zum Wirksamwerden des Bei-
tritts Aufgaben erfiillt haben, die nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes vom Bund wahrzunehmen sind,
unterstehen sie den zustandigen obersten Bundesbehérden. Diese regeln die Uberfiihrung oder Abwicklung.

(3) Zu den Einrichtungen nach den Absatzen 1 und 2 gehdren auch



1. Einrichtungen der Kultur, der Bildung und Wissenschaft sowie des Sports,
2. Einrichtungen des Horfunks und des Fernsehens, deren Rechtstrager die éffentliche Verwaltung ist.

Artikel 14 Gemeinsame Einrichtungen der Lénder

(1) Einrichtungen oder Teile von Einrichtungen, die bis zum Wirksamwerden des Beitritts Aufgaben erflllt haben, die
nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes von den Landern wahrzunehmen sind, werden bis zur endgultigen
Regelung durch die in Artikel 1 Abs. 1 genannten Lander als gemeinsame Einrichtungen der Lander weitergefiihrt.
Dies gilt nur, soweit die (bergangsweise Weiterfiihrung fur die Erfullung der Aufgaben der Lander unerlaBlich ist.

(2) Die gemeinsamen Einrichtungen der Lander unterstehen bis zur Wahl der Ministerprasidenten der Lander den
Landeshevollméachtigten. Danach unterstehen sie den Ministerprasidenten. Diese konnen die Aufsicht dem zustan-
digen Landesminister tbertragen.

Artikel 15 Ubergangsregelungen fuir die Landesverwaltung

(1) Die Landessprecher in den in Artikel 1 Abs. 1 genannten Landern und die Regierungsbevollméchtigten in den
Bezirken nehmen ihre bisherigen Aufgaben vom Wirksamwerden des Beitritts bis zur Wahl der Ministerprésiden-
ten in der Verantwortung der Bundesregierung wahr und unterstehen deren Weisungen. Die Landessprecher leiten
als Landesbevollméchtigte die VVerwaltung ihres Landes und haben ein Weisungsrecht gegentiber den Bezirksver-
waltungsbehdrden sowie bei ibertragenen Aufgaben auch gegeniiber den Gemeinden und Landkreisen. Soweit in
den in Artikel 1 Abs. 1 genannten Landern bis zum Wirksamwerden des Beitritts Landesbeauftragte bestellt wor-
den sind, nehmen sie die in den Sétzen 1 und 2 genannten Aufgaben und Befugnisse des Landessprechers wahr.

(2) Die anderen Lander und der Bund leisten Verwaltungshilfe beim Aufbau der Landesverwaltung.

(3) Auf Ersuchen der Ministerpréasidenten der in Artikel 1 Abs. 1 genannten Léander leisten die anderen Lander und der
Bund Verwaltungshilfe bei der Durchfiihrung bestimmter Fachaufgaben, und zwar langstens bis zum 30. Juni
1991. Soweit Stellen und Angehérige der Lander und des Bundes Verwaltungshilfe bei der Durchfiihrung von
Fachaufgaben leisten, radumt der Ministerprasident ihnen insoweit ein Weisungsrecht ein.

(4) Soweit der Bund Verwaltungshilfe bei der Durchfiihrung von Fachaufgaben leistet, stellt er auch die zur Durchfiih-
rung der Fachaufgaben erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfigung. Die eingesetzten Haushaltsmittel werden
mit dem Anteil des jeweiligen Landes an den Leistungen des Fonds "Deutsche Einheit" oder an der Einfuhr-
Umsatzsteuer verrechnet.

Artikel 16 Ubergangsvorschrift bis zur Bildung einer gesamtberliner Landesregierung

Bis zur Bildung einer gesamtberliner Landesregierung nimmt der Senat von Berlin gemeinsam mit dem Magistrat die
Aufgaben der gesamtberliner Landesregierung wahr.

Artikel 17 Rehabilitierung

Die Vertragsparteien bekraftigen ihre Absicht, daf unverziglich eine gesetzliche Grundlage dafiir geschaffen wird, daf}
alle Personen rehabilitiert werden kénnen, die Opfer einer politisch motivierten Strafverfolgungsmafinahme oder sonst
einer rechtsstaats- und verfassungswidrigen gerichtlichen Entscheidung geworden sind. Die Rehabilitierung dieser
Opfer des SED-Unrechts-Regimes ist mit einer angemessenen Entschadigungsregelung zu verbinden.



Artikel 18 Fortgeltung gerichtlicher Entscheidungen

1)

()

Vor dem Wirksamwerden des Beitritts ergangene Entscheidungen der Gerichte der Deutschen Demokratischen
Republik bleiben wirksam und kénnen nach MalRgabe des gemé&R Artikel 8 in Kraft gesetzten oder des gemaR Arti-
kel 9 fortgeltenden Rechts vollstreckt werden. Nach diesem Recht richtet sich auch eine Uberpriifung der Verein-
barkeit von Entscheidungen und ihrer Vollstreckung mit rechtsstaatlichen Grundsatzen. Artikel 17 bleibt unbe-
rihrt.

Den durch ein Strafgericht der Deutschen Demokratischen Republik Verurteilten wird durch diesen Vertrag nach
MaRgabe der Anlage I ein eigenes Recht eingerdumt, eine gerichtliche Kassation rechtskréftiger Entscheidungen
herbeizufihren.

Artikel 19 Fortgeltung von Entscheidungen der 6ffentlichen Verwaltung

Vor dem Wirksamwerden des Beitritts ergangene Verwaltungsakte der Deutschen Demokratischen Republik bleiben
wirksam. Sie kdnnen aufgehoben werden, wenn sie mit rechtsstaatlichen Grundsétzen oder mit den Regelungen dieses
Vertrags unvereinbar sind. Im Ubrigen bleiben die Vorschriften Uber die Bestandskraft von Verwaltungsakten unbe-
ruhrt.

Artikel 20 Rechtsverhaltnisse im 6ffentlichen Dienst

1)
()

®3)

Fur die Rechtsverhéltnisse der Angehdrigen des offentlichen Dienstes zum Zeitpunkt des Beitritts gelten die in
Anlage | vereinbarten Ubergangsregelungen.

Die Wahrnehmung von 6ffentlichen Aufgaben (hoheitsrechtliche Befugnisse im Sinne von Artikel 33 Abs. 4 des
Grundgesetzes) ist sobald wie mdglich Beamten zu tibertragen. Das Beamtenrecht wird nach Mal3gabe der in An-
lage | vereinbarten Regelungen eingefhrt. Artikel 92 des Grundgesetzes bleibt unberiihrt.

Das Soldatenrecht wird nach MaRgabe der in Anlage | vereinbarten Regelungen eingefiihrt.

Kapitel VI Offentliches Vermogen und Schulden

Artikel 21 Verwaltungsvermdgen

1)

)

®3)

Das Vermdgen der Deutschen Demokratischen Republik, das unmittelbar bestimmten Verwaltungsaufgaben dient
(Verwaltungsvermdgen), wird Bundesvermdgen, sofern es nicht nach seiner Zweckbestimmung am 1. Oktober
1989 uberwiegend fir Verwaltungsaufgaben bestimmt war, die nach dem Grundgesetz von Landern, Gemeinden
(Gemeindeverbanden) oder sonstigen Tragern 6ffentlicher Verwaltung wahrzunehmen sind. Soweit VVerwaltungs-
vermdgen tberwiegend fur Aufgaben des ehemaligen Ministeriums flir Staatssicherheit/des Amtes fir Nationale
Sicherheit genutzt wurde, steht es der Treuhandanstalt zu, es sei denn, dal es nach dem genannten Zeitpunkt be-
reits neuen sozialen oder 6ffentlichen Zwecken zugefiihrt worden ist.

Soweit Verwaltungsvermdgen nicht Bundesvermdgen gemaR Absatz 1 wird, steht es mit Wirksamwerden des
Beitritts demjenigen Trager dffentlicher Verwaltung zu, der nach dem Grundgesetz fiir die Verwaltungsaufgabe
zustandig ist.

Vermdgenswerte, die dem Zentralstaat oder den Landern und Gemeinden (Gemeindeverbanden) von einer anderen
Kdorperschaft des 6ffentlichen Rechts unentgeltlich zur Verfligung gestellt worden sind, werden an diese Korper-



(4)

schaft oder ihre Rechtsnachfolgerin unentgeltlich zuriickiibertragen; friiheres Reichsvermégen wird Bundesvermo-
gen.

Soweit nach den Absétzen 1 bis 3 oder aufgrund eines Bundesgesetzes Verwaltungsvermdgen Bundesvermdgen
wird, ist es fir die Erfillung 6ffentlicher Aufgaben in dem in Artikel 3 genannten Gebiet zu verwenden. Dies gilt
auch fir die Verwendung der Erl6se aus VerauRerungen von Vermdgenswerten.

Artikel 22 Finanzvermdgen

1)

(@)

®3)

(4)

Offentliches Vermdgen von Rechtstriagern in dem in Artikel 3 genannten Gebiet einschlieRlich des Grundvermo-
gens und des Vermdgens in der Land- und Forstwirtschaft, das nicht unmittelbar bestimmten Verwaltungsaufgaben
dient (Finanzvermdgen), ausgenommen Vermdgen der Sozialversicherung, unterliegt, soweit es nicht der Treu-
handanstalt Ubertragen ist, oder durch Gesetz gemé&R § 1 Abs. 1 Sétze 2 und 3 des Treuhandgesetzes Gemeinden,
Stadten oder Landkreisen Ubertragen wird, mit Wirksamwerden des Beitritts der Treuhandverwaltung des Bundes.
Soweit Finanzvermdgen Uberwiegend fur Aufgaben des ehemaligen Ministeriums flir Staatssicherheit/des Amtes
fur Nationale Sicherheit genutzt wurde, steht es der Treuhandanstalt zu, es sei denn, dal? es nach dem 1. Oktober
1989 bereits neuen sozialen oder 6ffentlichen Zwecken zugefihrt worden ist. Durch Bundesgesetz ist das Finanz-
vermdgen auf den Bund und die in Artikel 1 genannten L&nder so aufzuteilen, daf? der Bund und die in Artikel 1
genannten Lander je die Halfte des Vermdgensgesamtwerts erhalten. An dem Landeranteil sind die Gemeinden
(Gemeindeverbande) angemessen zu beteiligen. Vermégenswerte, die hiernach der Bund erhalt, sind zur Erfiillung
offentlicher Aufgaben in dem in Artikel 3 genannten Gebiet zu verwenden. Die Verteilung des Landeranteils auf
die einzelnen Lander soll grundsatzlich so erfolgen, daB das Verhaltnis der Gesamtwerte der den einzelnen Lan-
dern Ubertragenen Vermdgensteile dem Verhaltnis der Bevolkerungszahlen dieser Lander mit Wirksamwerden des
Beitritts ohne Berlicksichtigung der Einwohnerzahl von Berlin (West) entspricht. Artikel 21 Abs. 3 ist entspre-
chend anzuwenden.

Bis zu einer gesetzlichen Regelung wird das Finanzvermdgen von den bisher zustdndigen Behdrden verwaltet,
soweit nicht der Bundesminister der Finanzen die Ubernahme der Verwaltung durch Behérden der Bundesvermo-
gensverwaltung anordnet.

Die in den Absétzen 1 und 2 bezeichneten Gebietskdrperschaften gewéhren sich untereinander auf Verlangen Aus-
kunft tber und Einsicht in Grundbiicher, Grundakten und sonstige VVorgange, die Hinweise zu Vermdgenswerten
enthalten, deren rechtliche und tatsachliche Zuordnung zwischen den Gebietskdrperschaften ungeklart oder streitig
ist.

Absatz 1 gilt nicht fiir das zur Wohnungsversorgung genutzte volkseigene Vermdgen, das sich in Rechtstrager-
schaft der volkseigenen Betriebe der Wohnungswirtschaft befindet. Gleiches gilt fiir volkseigenes Vermdgen, fir
das bereits konkrete Ausfiihrungsplanungen fiir Objekte der Wohnungsversorgung vorliegen. Dieses Vermdgen
geht mit Wirksamwerden des Beitritts mit gleichzeitiger Ubernahme der anteiligen Schulden in das Eigentum der
Kommunen ber. Die Kommunen tberfiihren ihren Wohnungsbestand unter Beriicksichtigung sozialer Belange
schrittweise in eine marktwirtschaftliche Wohnungswirtschaft. Dabei soll die Privatisierung auch zur Férderung
der Bildung individuellen Wohneigentums beschleunigt durchgefiihrt werden. Hinsichtlich des volkseigenen Woh-
nungsbestandes staatlicher Einrichtungen, soweit dieser nicht bereits unter Artikel 21 fallt, bleibt Absatz 1 unbe-
rihrt.

Artikel 23  Schuldenregelung

1)

()

Mit dem Wirksamwerden des Beitritts wird die bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufene Gesamtverschuldung des
Republikhaushalts der Deutschen Demokratischen Republik von einem nicht rechtsfahigen Sondervermdgen des
Bundes ibernommen, das die Schuldendienstverpflichtungen erfiillt. Das Sondervermdgen wird ermachtigt, Kre-
dite aufzunehmen

1. zur Tilgung von Schulden des Sondervermdgens,

2. zur Deckung anfallender Zins- und Kreditbeschaffungskosten,

3. zum Zwecke des Ankaufs von Schuldtiteln des Sondervermdgens im Wege der Marktpflege.

Der Bundesminister der Finanzen verwaltet das Sondervermégen. Das Sondervermdgen kann unter seinem Namen
im rechtsgeschaftlichen Verkehr handeln, klagen und verklagt werden. Der allgemeine Gerichtsstand des Sonder-
vermdgens ist der Sitz der Bundesregierung. Der Bund haftet fir die Verbindlichkeiten des Sondervermdégens.



3)

(4)

(5)
(6)

()

Vom Tage des Wirksamwerdens des Beitritts bis zum 31. Dezember 1993 erstatten der Bund und die Treuhandan-
stalt jeweils die Halfte der vom Sondervermdgen erbrachten Zinsleistungen. Die Erstattung erfolgt bis zum Ersten
des Monats, der dem Monat folgt, in dem das Sondervermdgen die in Satz 1 genannten Leistungen erbracht hat.
Mit Wirkung vom 1. Januar 1994 iibernehmen der Bund und die in Artikel 1 genannten Lander und die Treuhand-
anstalt, die beim Sondervermégen zum 31. Dezember 1993 aufgelaufene Gesamtverschuldung nach MalRgabe des
Artikels 27 Abs. 3 des Vertrags vom 18. Mai 1990 ber die Schaffung einer Wahrungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik. Die Verteilung der
Schulden im einzelnen wird durch besonderes Gesetz geméal Artikel 34 des Gesetzes vom 25. Juli 1990 zu dem
Vertrag vom 18. Mai 1990 (BGBI. 1990 Il S. 518) geregelt. Die Anteile der in Artikel 1 genannten Lander an dem
von der Gesamtheit der in Artikel 1 genannten Lander zu Ubernehmenden Betrag werden im Verhdltnis ihrer Ein-
wohnerzahl zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Beitritts ohne Beriicksichtigung der Einwohnerzahl von Ber-
lin (West) berechnet.

Das Sondervermdgen wird mit Ablauf des Jahres 1993 aufgeldst.

Die Bundesrepublik Deutschland tritt mit Wirksamwerden des Beitritts in die von der Deutschen Demokratischen
Republik zu Lasten des Staatshaushalts bis zur Einigung Gbernommenen Birgschaften, Garantien und Gewahr-
leistungen ein. Die in Artikel 1 Abs. 1 genannten Lander und das Land Berlin fiir den Teil, in dem das Grundgesetz
bisher nicht galt, ibernehmen fir die auf die Bundesrepublik Deutschland tibergegangenen Biirgschaften, Garan-
tien und Gewidbhrleistungen gesamtschuldnerisch eine Riickbirgschaft in Héhe von 50 vom Hundert. Die Scha-
densbetrage werden zwischen den Landern im Verhaltnis ihrer Einwohnerzahl zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens des Beitritts ohne Beriicksichtigung der Einwohnerzahl von Berlin (West) aufgeteilt.

Die Beteiligung der Deutschen Demokratischen Republik an der Staatsbank Berlin kann auf die in Artikel 1 ge-
nannten Lander bertragen werden. Bis zu einer Ubertragung der Beteiligung nach Satz 1 oder einer Ubertragung
nach Satz 3 stehen die Rechte aus der Beteiligung der Deutschen Demokratischen Republik an der Staatsbank
Berlin dem Bund zu. Die Vertragsparteien werden, unbeschadet einer kartellrechtlichen Prifung, die Méglichkeit
vorsehen, daB die Staatshank Berlin ganz oder teilweise auf ein 6ffentlich-rechtliches Kreditinstitut in der Bundes-
republik Deutschland oder auf andere Rechtstrager tbertragen wird. Werden nicht alle Gegenstande oder Verbind-
lichkeiten von einer Ubertragung erfaft, ist der verbleibende Teil der Staatsbank Berlin abzuwickeln. Der Bund
tritt in die Verbindlichkeiten aus der Gewéhrtragerhaftung der Deutschen Demokratischen Republik fur die Staats-
bank Berlin ein. Dies gilt nicht fiir Verbindlichkeiten, die nach der Ubertragung der Beteiligung nach Satz 1 oder
nach einer Ubertragung nach Satz 3 begriindet werden. Satz 5 gilt fiir von der Staatsbank Berlin in Abwicklung
begrindete neue Verbindlichkeiten entsprechend. Wird der Bund aus der Gewahrtrégerhaftung in Anspruch ge-
nommen, wird die Belastung in die Gesamtverschuldung des Republikhaushalts einbezogen und mit Wirksamwer-
den des Beitritts in das nicht rechtsfdhige Sondervermdgen nach Absatz 1 ibernommen.

Artikel 24 Abwicklung der Forderungen und Verbindlichkeiten gegentiber dem Ausland und der Bundesrepublik
Deutschland

1)

)

)

Die Abwicklung der beim Wirksamwerden des Beitritts noch bestehenden Forderungen und Verbindlichkeiten,
soweit sie im Rahmen des AuBenhandels- und Valutamonopols oder in Wahrnehmung anderer staatlicher Aufga-
ben der Deutschen Demokratischen Republik bis zum 1. Juli 1990 gegeniiber dem Ausland und der Bundesrepu-
blik Deutschland begriindet worden sind, erfolgt auf Weisung und unter Aufsicht des Bundesministers der Finan-
zen. In Umschuldungsvereinbarungen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, die nach Wirksamwerden
des Beitritts getroffen werden, sind auch die in Satz 1 genannten Forderungen einzubeziehen. Die betroffenen For-
derungen werden durch den Bundesminister der Finanzen treuhdnderisch verwaltet oder auf den Bund Ubertragen,
soweit die Forderungen wertberichtigt werden.

Das Sondervermdgen gemal Artikel 23 Abs. 1 Gbernimmt bis zum 30. November 1993 gegeniiber den mit der
Abwicklung beauftragten Instituten die notwendigen Verwaltungsaufwendungen, die Zinskosten, die durch eine
Differenz der Zinsaufwendungen und Zinserldse entstehen, sowie die sonstigen Verluste, die den Instituten wah-
rend der Abwicklungszeit entstehen, soweit sie durch eigene Mittel nicht ausgeglichen werden kdnnen. Nach dem
30. November 1993 iibernehmen der Bund und die Treuhandanstalt die in Satz 1 genannten Aufwendungen, Kos-
ten und den Verlustausgleich je zur Halfte. Das Nahere wird durch Bundesgesetz geregelt.

Forderungen und Verbindlichkeiten, die auf die Mitgliedschaft der Deutschen Demokratischen Republik oder ihrer
Einrichtungen im Rat fur Gegenseitige Wirtschaftshilfe zurlickgehen, kdnnen Gegenstand gesonderter Regelungen
der Bundesrepublik Deutschland sein. Diese Regelungen kdnnen auch Forderungen und Verbindlichkeiten betref-
fen, die nach dem 30. Juni 1990 entstehen oder entstanden sind.



Artikel 25 Treuhandvermdgen

Das Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermdgens - Treuhandgesetz - vom 17. Juni 1990
(GBI. I Nr. 33 S. 300) gilt mit Wirksamwerden des Beitritts mit folgender MaRgabe fort:

1)

@)

®3)

(4)

Q)
(6)

()

Die Treuhandanstalt ist auch kiinftig damit beauftragt, gemaR den Bestimmungen des Treuhandgesetzes die friihe-
ren volkseigenen Betriebe wettbewerblich zu strukturieren und zu privatisieren. Sie wird rechtsfahige bundesun-
mittelbare Anstalt des 6ffentlichen Rechts. Die Fach- und Rechtsaufsicht obliegt dem Bundesminister der Finan-
zen, der die Fachaufsicht im Einvernehmen mit dem Bundesminister fir Wirtschaft und dem jeweils zustéandigen
Bundesminister wahrnimmt. Beteiligungen der Treuhandanstalt sind mittelbare Beteiligungen des Bundes. Ande-
rungen der Satzung bedirfen der Zustimmung der Bundesregierung.

Die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrats der Treuhandanstalt wird von 16 auf 20, flr den ersten Verwaltungs-
rat auf 23, erhdht. Anstelle der beiden aus der Mitte der VVolkskammer gewéhlten Vertreter erhalten die in Artikel 1
genannten Lander im Verwaltungsrat der Treuhandanstalt je einen Sitz. Abweichend von § 4 Abs. 2 des Treuhand-
gesetzes werden der Vorsitzende und die brigen Mitglieder des Verwaltungsrats von der Bundesregierung beru-
fen.

Die Vertragsparteien bekraftigen, daB das volkseigene Vermdgen ausschlieBlich und allein zugunsten von Maf3-
nahmen in dem in Artikel 3 genannten Gebiet unabhéngig von der haushaltsmaRigen Tréagerschaft verwendet wird.
Entsprechend sind Erlése der Treuhandanstalt gemaR Artikel 26 Abs. 4 und Artikel 27 Abs. 3 des Vertrags vom
18. Mai 1990 zu verwenden. Im Rahmen der Strukturanpassung der Landwirtschaft kénnen Erldse der Treuhand-
anstalt im Einzelfall auch fur Entschuldungsmanahmen zu Gunsten von landwirtschaftlichen Unternehmen ver-
wendet werden. Zuvor sind deren eigene Vermogenswerte einzusetzen. Schulden, die auszugliedernden Be-
triebsteilen zuzuordnen sind, bleiben unberiicksichtigt. Hilfe zur Entschuldung kann auch mit der MalRgabe ge-
wahrt werden, dal die Unternehmen die gewéhrten Leistungen im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Mdglichkeiten
ganz oder teilweise zuriickerstatten.

Die der Treuhandanstalt durch Artikel 27 Abs. 1 des Vertrags vom 18. Mai 1990 eingerdumte Erméchtigung zur
Aufnahme von Krediten wird von insgesamt bis zu 17 Milliarden Deutsche Mark auf bis zu 25 Milliarden Deut-
sche Mark erhéht. Die vorgenannten Kredite sollen in der Regel bis zum 31. Dezember 1995 zuriickgefiihrt wer-
den. Der Bundesminister der Finanzen kann eine Verladngerung der Laufzeiten und bei grundlegend veranderten
Bedingungen eine Uberschreitung der Kreditobergrenzen zulassen.

Die Treuhandanstalt wird erméchtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen Burgschaften, Ga-
rantien und sonstige Gewahrleistungen zu Gibernehmen.

Nach MaRgabe des Artikels 10 Abs. 6 des Vertrags vom 18. Mai 1990 sind Mdglichkeiten vorzusehen, dafl den
Sparern zu einem spateren Zeitpunkt fiir den bei der Umstellung 2 : 1 reduzierten Betrag ein verbrieftes Anteilrecht
am volkseigenen Vermdégen eingerdumt werden kann.

Bis zur Feststellung der DM-Eroffnungsbilanz sind die Zins- und Tilgungsleistungen auf Kredite, die vor dem 30.
Juni 1990 aufgenommen wurden, auszusetzen. Die anfallenden Zinszahlungen sind der Deutschen Kreditbank AG
und den anderen Banken durch die Treuhandanstalt zu erstatten.

Artikel 26 Sondervermdgen Deutsche Reichsbahn

1)

Das Eigentum und alle sonstigen Vermdgensrechte der Deutschen Demokratischen Republik sowie das Reichs-
vermdgen in Berlin (West), die zum Sondervermdgen Deutsche Reichsbahn im Sinne des Artikels 26 Abs. 2 des
Vertrags vom 18. Mai 1990 gehoren, sind mit Wirksamwerden des Beitritts als Sondervermégen Deutsche Reichs-
bahn Vermdgen der Bundesrepublik Deutschland. Dazu gehéren auch alle Vermdgensrechte, die nach dem 8. Mai
1945 entweder mit Mitteln des Sondervermdgens Deutsche Reichshahn erworben oder die ihrem Betrieb oder dem
ihrer Vorgangerverwaltungen gewidmet worden sind, ohne Riicksicht darauf, fiir welchen Rechtstrager sie erwor-
ben wurden, es sei denn, sie sind in der Folgezeit mit Zustimmung der Deutschen Reichsbahn einem anderen
Zweck gewidmet worden. Vermdgensrechte, die von der Deutschen Reichsbahn bis zum 31. Januar 1991 in ent-
sprechender Anwendung des 8 1 Abs. 4 der Verordnung tber die Anmeldung vermdgensrechtlicher Anspriiche



vom 11. Juli 1990 (GBI. I Nr. 44 S. 718) benannt werden, gelten nicht als Vermdgen, das mit Zustimmung der
Deutschen Reichsbahn einem anderen Zweck gewidmet wurde.

(2) Mit den Vermdgensrechten gehen gleichzeitig die mit ihnen im Zusammenhang stehenden Verbindlichkeiten und
Forderungen auf das Sondervermdgen Deutsche Reichsbahn tber.

(3) Der Vorsitzer des Vorstands der Deutschen Bundesbahn und der Vorsitzer des Vorstands der Deutschen Reichs-
bahn sind fiir die Koordinierung der beiden Sondervermdgen verantwortlich. Dabei haben sie auf das Ziel hinzu-
wirken, die beiden Bahnen technisch und organisatorisch zusammenzufihren.

Artikel 27 Sondervermdgen Deutsche Post

(1) Das Eigentum und alle sonstigen Vermdégensrechte, die zum Sondervermdgen Deutsche Post gehdren, werden
Vermogen der Bundesrepublik Deutschland. Sie werden mit dem Sondervermégen Deutsche Bundespost vereinigt.
Dabei gehen mit den Vermdgensrechten gleichzeitig die mit ihnen im Zusammenhang stehenden Verbindlichkei-
ten und Forderungen auf das Sondervermdgen Deutsche Bundespost tiber. Das den hoheitlichen und politischen
Zwecken dienende Vermdgen wird mit den entsprechenden Verbindlichkeiten und Forderungen nicht Bestandteil
des Sondervermdgens Deutsche Bundespost. Zum Sondervermdgen Deutsche Post gehdren auch alle Vermdogens-
rechte, die am 8. Mai 1945 zum Sondervermégen Deutsche Reichspost gehdrten oder die nach dem 8. Mai 1945
entweder mit Mitteln des friheren Sondervermdgens Deutsche Reichspost erworben oder die dem Betrieb der
Deutschen Post gewidmet worden sind, ohne Ricksicht darauf, fiir welchen Rechtstrager sie erworben wurden, es
sei denn, sie sind in der Folgezeit mit Zustimmung der Deutschen Post einem anderen Zweck gewidmet worden.
Vermdgensrechte, die von der Deutschen Post bis zum 31. Januar 1991 in entsprechender Anwendung des § 1 Abs.
4 der Verordnung tber die Anmeldung vermoégensrechtlicher Anspriiche vom 11. Juli 1990 benannt werden, gelten
nicht als Vermdgen, das mit Zustimmung der Deutschen Post einem anderen Zweck gewidmet wurde.

(2) Der Bundesminister fur Post und Telekommunikation regelt nach Anhérung der Unternehmen der Deutschen Bun-
despost abschlielend die Aufteilung des Sondervermdgens Deutsche Post in die Teilsondervermégen der drei Un-
ternehmen. Der Bundesminister fiir Post und Telekommunikation legt nach Anhérung der drei Unternehmen der
Deutschen Bundespost innerhalb einer Ubergangszeit von drei Jahren fest, welche Vermdgensgegenstinde den ho-
heitlichen und politischen Zwecken dienen. Er ibernimmt diese ohne Wertausgleich.

Artikel 28 Wirtschaftsforderung

(1) Mit Wirksamwerden des Beitritts wird das in Artikel 3 genannte Gebiet in die im Bundesgebiet bestehenden Re-
gelungen des Bundes zur Wirtschaftsférderung unter Beriicksichtigung der Zustédndigkeiten der Europdischen Ge-
meinschaften einbezogen. Wihrend einer Ubergangszeit werden dabei die besonderen Bediirfnisse der Strukturan-
passung berlicksichtigt. Damit wird ein wichtiger Beitrag zu einer moglichst raschen Entwicklung einer ausgewo-
genen Wirtschaftsstruktur unter besonderer Berlicksichtigung des Mittelstands geleistet.

(2) Die zustandigen Ressorts bereiten konkrete MalRnahmenprogramme zur Beschleunigung des wirtschaftlichen
Wachstums und des Strukturwandels in dem in Artikel 3 genannten Gebiet vor. Die Programme erstrecken sich auf
folgende Bereiche:

MaRnahmen der regionalen Wirtschaftsforderung unter Schaffung eines besonderen Programms zugunsten des in
Avrtikel 3 genannten Gebiets; dabei wird ein Praferenzvorsprung zugunsten dieses Gebiets sichergestellt;
MafRnahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in den Gemeinden mit besonderem
Schwerpunkt in der wirtschaftsnahen Infrastruktur;

MafRnahmen zur raschen Entwicklung des Mittelstandes;

MafRnahmen zur verstarkten Modernisierung und strukturellen Neuordnung der Wirtschaft auf der Grundlage von
in Eigenverantwortung der Industrie erstellten Restrukturierungskonzepten (zum Beispiel Sanierungsprogramme,
auch fir RGW-Exportproduktion);

Entschuldung von Unternehmen nach Einzelfallprifung.

Artikel 29 AuRenwirtschaftsbeziehungen



1)

)

Die gewachsenen auBenwirtschaftlichen Beziehungen der Deutschen Demokratischen Republik, insbesondere die
bestehenden vertraglichen Verpflichtungen gegeniiber den Landern des Rates fiir Gegenseitige Wirtschaftshilfe,
genieBen Vertrauensschutz. Sie werden unter Beriicksichtigung der Interessen aller Beteiligten und unter Beach-
tung marktwirtschaftlicher Grundsétze sowie der Zustandigkeiten der Européischen Gemeinschaften fortentwickelt
und ausgebaut. Die gesamtdeutsche Regierung wird dafiir Sorge tragen, daB diese Beziehungen im Rahmen der
fachlichen Zustandigkeit organisatorisch angemessen geregelt werden.

Die Bundesregierung beziehungsweise die gesamtdeutsche Regierung wird sich mit den zustdndigen Organen der
Europaischen Gemeinschaften dariiber abstimmen, welche Ausnahmeregelungen fiir eine Ubergangszeit auf dem
Gebiet des AuBenhandels im Hinblick auf Absatz 1 erforderlich sind.

Kapitel VII Arbeit, Soziales, Familie, Frauen, Gesundheitswesen und Umwelt-

schutz

Art 30 Arbeit und Soziales

(1)
1.
2.

)

®3)

(4)

()

Es ist Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetzgebers,

das Arbeitsvertragsrecht sowie das 6ffentlich-rechtliche Arbeitszeitrecht einschlieflich der Zul&ssigkeit von Sonn-
und Feiertagsarbeit und den besonderen Frauenarbeitsschutz moglichst bald einheitlich neu zu kodifizieren,

den 6ffentlich-rechtlichen Arbeitsschutz in Ubereinstimmung mit dem Recht der Europaischen Gemeinschaften
und dem damit konformen Teil des Arbeitsschutzrechts der Deutschen Demokratischen Republik zeitgeméaR neu zu
regeln.

Arbeitnehmer kdénnen in dem in Artikel 3 genannten Gebiet ein Altersiibergangsgeld nach Vollendung des 57.
Lebensjahres fiir die Dauer von drei Jahren, langstens bis zum friihestméglichen Bezug einer Altersrente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung erhalten. Die Hohe des Altersiibergangsgeldes betrégt 65 vom Hundert des letz-
ten durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelts; fir Arbeitnehmer, deren Anspruch bis zum 1. April 1991 entsteht, wird
das Altersiibergangsgeld fir die ersten 312 Tage um einen Zuschlag von 5 Prozentpunkten erhéht. Das Altersiiber-
gangsgeld gewéhrt die Bundesanstalt fir Arbeit in Anlehnung an die Regelungen des Arbeitslosengeldes, insbe-
sondere der Regelung des § 105c des Arbeitsforderungsgesetzes. Die Bundesanstalt fiir Arbeit kann einen Antrag
ablehnen, wenn feststeht, dal? in der Region fir die bisherige berufliche Tatigkeit des Antragstellers ein deutlicher
Mangel an Arbeitskréften besteht. Das Altersiibergangsgeld wird vom Bund erstattet, soweit es die Dauer des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld tibersteigt. Die Altersiibergangsgeldregelung findet fiir neu entstehende Anspriiche
bis zum 31. Dezember 1991 Anwendung. Der Geltungszeitraum kann um ein Jahr verldngert werden. In der Zeit
vom Wirksamwerden des Vertrags bis zum 31. Dezember 1990 kénnen Frauen Altersiibergangsgeld nach Vollen-
dung des 55. Lebensjahres fiir langstens flinf Jahre erhalten.

Der in dem in Artikel 3 genannten Gebiet in Verbindung mit dem Vertrag vom 18. Mai 1990 eingefiihrte Sozialzu-
schlag zu Leistungen der Renten-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung wird auf Neuzugange bis 31. Dezember
1991 begrenzt. Die Leistung wird langstens bis zum 30. Juni 1995 gezahlt.

Die Ubertragung von Aufgaben der Sozialversicherung auf die einzelnen Tréger hat so zu erfolgen, daB die
Erbringung der Leistungen und deren Finanzierung sowie die personelle Wahrnehmung der Aufgaben gewahrleis-
tet wird. Die Vermogensaufteilung (Aktiva und Passiva) auf die einzelnen Trager der Sozialversicherung wird
endgultig durch Gesetz festgelegt.

Die Einzelheiten der Uberleitung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (Rentenversicherung) und der Vorschrif-
ten des Dritten Buches der Reichsversicherungsordnung (Unfallversicherung) werden in einem Bundesgesetz ge-
regelt. Flir Personen, deren Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung in der Zeit vom 1. Januar 1992 bis 30.
Juni 1995 beginnt, wird

eine Rente grundsatzlich mindestens in der Hohe des Betrags geleistet, der sich am 30. Juni 1990 nach dem bis
dahin geltenden Rentenrecht in dem in Artikel 3 genannten Gebiet ohne Berlicksichtigung von Leistungen aus Zu-
satz- oder Sonderversorgungssystemen ergeben hatte,

eine Rente auch dann bewilligt, wenn am 30. Juni 1990 nach dem bis dahin geltenden Rentenrecht in dem in Arti-
kel 3 genannten Gebiet ein Rentenanspruch bestanden hétte.



Im Ubrigen soll die Uberleitung von der Zielsetzung bestimmt sein, mit der Angleichung der Léhne und Gehélter in

dem in Artikel 3 genannten Gebiet an diejenigen in den tbrigen Landern auch eine Angleichung der Renten zu ver-

wirklichen.

(6) Bei der Fortentwicklung der Berufskrankheitenverordnung ist zu prifen, inwieweit die bisher in dem in Artikel 3
des Vertrags genannten Gebiet geltenden Regelungen beriicksichtigt werden kénnen.

Art 31 Familie und Frauen

(1) Esist Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetzgebers, die Gesetzgebung zur Gleichberechtigung zwischen Ménnern
und Frauen weiterzuentwickeln.

(2) Esist Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetzgebers, angesichts unterschiedlicher rechtlicher und institutioneller
Ausgangssituationen bei der Erwerbstatigkeit von Muttern und Vétern die Rechtslage unter dem Gesichtspunkt der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu gestalten.

(3) Um die Weiterfuhrung der Einrichtungen zur Tagesbetreuung von Kindern in dem in Artikel 3 genannten Gebiet
zu gewahrleisten, beteiligt sich der Bund fiir eine Ubergangszeit bis zum 30. Juni 1991 an den Kosten dieser Ein-
richtungen.

(4) Esist Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetzgebers, spatestens bis zum 31. Dezember 1992 eine Regelung zu tref-
fen, die den Schutz vorgeburtlichen Lebens und die verfassungskonforme Bewaltigung von Konfliktsituationen
schwangerer Frauen vor allem durch rechtlich gesicherte Anspriiche fiir Frauen, insbesondere auf Beratung und
soziale Hilfen, besser gewahrleistet, als dies in beiden Teilen Deutschlands derzeit der Fall ist. Zur Verwirklichung
dieser Ziele wird in dem in Artikel 3 genannten Gebiet mit finanzieller Hilfe des Bundes unverziglich ein flachen-
deckendes Netz von Beratungsstellen verschiedener Trager aufgebaut. Die Beratungsstellen sind personell und fi-
nanziell so auszustatten, daf sie ihrer Aufgabe gerecht werden kdénnen, schwangere Frauen zu beraten und ihnen
notwendige Hilfen - auch tber den Zeitpunkt der Geburt hinaus - zu leisten. Kommt eine Regelung in der in Satz 1
genannten Frist nicht zustande, gilt das materielle Recht in dem in Artikel 3 genannten Gebiet weiter.

Art 32 Freie gesellschaftliche Krafte

Die Verbénde der Freien Wohlfahrtspflege und die Tréger der Freien Jugendhilfe leisten mit ihren Einrichtungen und
Diensten einen unverzichtbaren Beitrag zur Sozialstaatlichkeit des Grundgesetzes. Der Auf- und Ausbau einer Freien
Wohlfahrtspflege und einer Freien Jugendhilfe in dem in Artikel 3 genannten Gebiet wird im Rahmen der grundgesetz-
lichen Zusténdigkeiten gefordert.

Art 33 Gesundheitswesen

(1) Esist Aufgabe der Gesetzgeber, die Voraussetzungen dafiir zu schaffen, dal das Niveau der stationéren Versor-
gung der Bevolkerung in dem in Artikel 3 genannten Gebiet ziigig und nachhaltig verbessert und der Situation im
Ubrigen Bundesgebiet angepalit wird.

(2) Zur Vermeidung von Defiziten bei den Arzneimittelausgaben der Krankenversicherung in dem in Artikel 3 ge-
nannten Gebiet trifft der gesamtdeutsche Gesetzgeber eine zeitlich befristete Regelung, durch die der Herstellerab-
gabepreis im Sinne der Arzneimittelpreisverordnung um einen Abschlag verringert wird, der dem Abstand zwi-
schen den beitragspflichtigen Einkommen in dem in Artikel 3 genannten Gebiet und im heutigen Bundesgebiet
entspricht.

Art 34 Umweltschutz



1)

)

Ausgehend von der in Artikel 16 des Vertrags vom 18. Mai 1990 in Verbindung mit dem Umweltrahmengesetz der
Deutschen Demokratischen Republik vom 29. Juni 1990 (GBI. I Nr. 42 S. 649) begriindeten deutschen Umwelt-
union ist es Aufgabe der Gesetzgeber, die natirlichen Lebensgrundlagen des Menschen unter Beachtung des Vor-
sorge-, Verursacher- und Kooperationsprinzips zu schiitzen und die Einheitlichkeit der ékologischen Lebensver-
haltnisse auf hohem, mindestens jedoch dem in der Bundesrepublik Deutschland erreichten Niveau zu férdern.

Zur Forderung des in Absatz 1 genannten Ziels sind im Rahmen der grundgesetzlichen Zustandigkeitsregelungen
6kologische Sanierungs- und Entwicklungsprogramme fiir das in Artikel 3 genannte Gebiet aufzustellen. VVorran-
gig sind MaRnahmen zur Abwehr von Gefahren fir die Gesundheit der Bevélkerung vorzusehen.

Kapitel VII1 Kultur, Bildung und Wissenschaft, Sport

Art 35 Kultur

1)

(2)
®3)

(4)

()

(6)

O

In den Jahren der Teilung waren Kunst und Kultur - trotz unterschiedlicher Entwicklung der beiden Staaten in
Deutschland - eine Grundlage der fortbestehenden Einheit der deutschen Nation. Sie leisten im Prozel3 der staatli-
chen Einheit der Deutschen auf dem Weg zur européischen Einigung einen eigenstandigen und unverzichtbaren
Beitrag. Stellung und Ansehen eines vereinten Deutschlands in der Welt hdngen aul3er von seinem politischen Ge-
wicht und seiner wirtschaftlichen Leistungskraft ebenso von seiner Bedeutung als Kulturstaat ab. Vorrangiges Ziel
der Auswartigen Kulturpolitik ist der Kulturaustausch auf der Grundlage partnerschaftlicher Zusammenarbeit.

Die kulturelle Substanz in dem in Artikel 3 genannten Gebiet darf keinen Schaden nehmen.

Die Erflllung der kulturellen Aufgaben einschlieRlich ihrer Finanzierung ist zu sichern, wobei Schutz und Férde-
rung von Kultur und Kunst den neuen L&ndern und Kommunen entsprechend der Zusténdigkeitsverteilung des
Grundgesetzes obliegen.

Die bisher zentral geleiteten kulturellen Einrichtungen gehen in die Trégerschaft der Lander oder Kommunen (ber,
in denen sie gelegen sind. Eine Mitfinanzierung durch den Bund wird in Ausnahmeféllen, insbesondere im Land
Berlin, nicht ausgeschlossen.

Die durch die Nachkriegsereignisse getrennten Teile der ehemals staatlichen preuBischen Sammlungen (unter
anderem Staatliche Museen, Staatsbibliotheken, Geheimes Staatsarchiv, Ibero-Amerikanisches Institut, Staatliches
Institut fur Musikforschung) sind in Berlin wieder zusammenzufiihren. Die Stiftung PreuRischer Kulturbesitz U-
bernimmt die vorlaufige Tragerschaft. Auch flr die kiinftige Regelung ist eine umfassende Tragerschaft fur die e-
hemals staatlichen preulischen Sammlungen in Berlin zu finden.

Der Kulturfonds wird zur Férderung von Kultur, Kunst und Kinstlern tibergangsweise bis zum 31. Dezember 1994
in dem in Artikel 3 genannten Gebiet weitergefiihrt. Eine Mitfinanzierung durch den Bund im Rahmen der Zustén-
digkeitsverteilung des Grundgesetzes wird nicht ausgeschlossen. Uber eine Nachfolgeeinrichtung ist im Rahmen
der Verhandlungen tber den Beitritt der Lander der in Artikel 1 Abs. 1 genannten Lander zur Kulturstiftung der
Lénder zu verhandeln.

Zum Ausgleich der Auswirkungen der Teilung Deutschlands kann der Bund tibergangsweise zur Forderung der
kulturellen Infrastruktur einzelne kulturelle MaRnahmen und Einrichtungen in dem in Artikel 3 genannten Gebiet
mitfinanzieren.

Art 36 Rundfunk

1)

Der "Rundfunk der DDR" und der "Deutsche Fernsehfunk" werden als gemeinschaftliche staatsunabhangige,
rechtsfahige Einrichtung von den in Artikel 1 Abs. 1 genannten Landern und dem Land Berlin fir den Teil, in dem
das Grundgesetz bisher nicht galt, bis spétestens 31. Dezember 1991 weitergefiihrt, soweit sie Aufgaben wahrneh-
men, flr die die Zustandigkeit der Lander gegeben ist. Die Einrichtung hat die Aufgabe, die Bevolkerung in dem in
Avrtikel 3 genannten Gebiet nach den allgemeinen Grundsétzen des 6ffentlichen-rechtlichen Rundfunks mit Hor-
funk und Fernsehen zu versorgen. Die bisher der Deutschen Post zugehdrige Studiotechnik sowie die der Produk-
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tion und der Verwaltung des Rundfunks und des Fernsehens dienenden Liegenschaften werden der Einrichtung
zugeordnet. Artikel 21 gilt entsprechend.

Die Organe der Einrichtung sind

der Rundfunkbeauftragte,

der Rundfunkbeirat.

Der Rundfunkbeauftragte wird auf VVorschlag des Ministerprasidenten der Deutschen Demokratischen Republik
von der Volkskammer gewahlt. Kommt eine Wahl durch die Volkskammer nicht zustande, wird der Rundfunkbe-
auftragte von den Landessprechern der in Artikel 1 Abs. 1 genannten L&nder und dem Oberburgermeister von
Berlin mit Mehrheit gewahlt. Der Rundfunkbeauftragte leitet die Einrichtung und vertritt sie gerichtlich und auRer-
gerichtlich. Er ist fur die Erfullung des Auftrags der Einrichtung im Rahmen der hierfiir verfiigbaren Mittel ver-
antwortlich und hat fir das Jahr 1991 unverziglich einen in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichenen Haushalts-
plan aufzustellen.

Dem Rundfunkbeirat gehdren 18 anerkannte Personlichkeiten des 6ffentlichen Lebens als Vertreter gesellschaft-
lich relevanter Gruppen an. Je drei Mitglieder werden von den Landtagen der in Artikel 1 Abs. 1 genannten L&nder
und von der Stadtverordnetenversammlung von Berlin gewahlt. Der Rundfunkbeirat hat in allen Programmfragen
ein Beratungsrecht und bei wesentlichen Personal-, Wirtschafts- und Haushaltsfragen ein Mitwirkungsrecht. Der
Rundfunkbeirat kann den Rundfunkbeauftragten mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder abberufen.
Er kann mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder einen neuen Rundfunkbeauftragten wéhlen.

Die Einrichtung finanziert sich vorrangig durch die Einnahmen aus dem Rundfunkgebiihrenaufkommen der Rund-
funkteilnehmer, die in dem in Artikel 3 genannten Gebiet wohnen. Sie ist insoweit Glaubiger der Rundfunkgebiihr.
Im Ubrigen deckt sie ihre Ausgaben durch Einnahmen aus Werbesendungen und durch sonstige Einnahmen.
Innerhalb des in Absatz 1 genannten Zeitraums ist die Einrichtung nach MaRgabe der foderalen Struktur des Rund-
funks durch gemeinsamen Staatsvertrag der in Artikel 1 genannten Lander aufzuldsen oder in Anstalten des 6f-
fentlichen Rechts einzelner oder mehrerer Lander Uberzufiihren. Kommt ein Staatsvertrag nach Satz 1 bis zum 31.
Dezember 1991 nicht zustande, so ist die Einrichtung mit Ablauf dieser Frist aufgeldst. Zu diesem Zeitpunkt be-
stehendes Aktiv- und Passivvermdgen geht auf die in Artikel 1 genannten Lander in Anteilen tber. Die Hohe der
Anteile bemif3t sich nach dem Verhéltnis des Rundfunkgebiihrenaufkommens nach dem Stand vom 30. Juni 1991
in dem in Artikel 3 genannten Gebiet. Die Pflicht der Lander zur Fortfiihrung der Rundfunkversorgung in dem in
Artikel 3 genannten Gebiet bleibt hiervon unberiihrt.

Mit Inkraftsetzung des Staatsvertrags nach Absatz 6, spatestens am 31. Dezember 1991, treten die Absétze 1 bis 6
auBer Kraft.

Art 37 Bildung

1)

()
3)
(4)

()

In der Deutschen Demokratischen Republik erworbene oder staatlich anerkannte schulische, berufliche und aka-
demische Abschlisse oder Befahigungsnachweise gelten in dem in Artikel 3 genannten Gebiet weiter. In dem in
Avrtikel 3 genannten Gebiet oder in den anderen Landern der Bundesrepublik Deutschland einschlieflich Berlin
(West) abgelegte Prifungen oder erworbene Befédhigungsnachweise stehen einander gleich und verleihen die glei-
chen Berechtigungen, wenn sie gleichwertig sind. Die Gleichwertigkeit wird auf Antrag von der jeweils zustandi-
gen Stelle festgestellt. Rechtliche Regelungen des Bundes und der Europdischen Gemeinschaften iber die Gleich-
stellung von Priifungen oder Befédhigungsnachweisen sowie besondere Regelungen in diesem Vertrag haben Vor-
rang. Das Recht auf Flihrung erworbener, staatlich anerkannter oder verliehener akademischer Berufsbezeichnun-
gen, Grade und Titel bleibt in jedem Fall unberihrt.

Fur Lehramtsprifungen gilt das in der Kultusministerkonferenz tibliche Anerkennungsverfahren. Die Kultusmi-
nisterkonferenz wird entsprechende Ubergangsregelungen treffen.

Prifungszeugnisse nach der Systematik der Ausbildungsberufe und der Systematik der Facharbeiterberufe und
AbschluBprifungen und Gesellenpriifungen in anerkannten Ausbildungsberufen stehen einander gleich.

Die bei der Neugestaltung des Schulwesens in dem in Artikel 3 genannten Gebiet erforderlichen Regelungen wer-
den von den in Artikel 1 genannten L&ndern getroffen. Die notwendigen Regelungen zur Anerkennung von Ab-
schliissen schulrechtlicher Art werden in der Kultusministerkonferenz vereinbart. In beiden Fallen sind Basis das
Hamburger Abkommen und die weiteren einschlégigen Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz.

Studenten, die vor AbschluB eines Studiums die Hochschule wechseln, werden bisher erbrachte Studien- und Pri-
fungsleistungen nach den Grundsétzen des § 7 der Allgemeinen Bestimmungen fur Diplomprifungsordnungen
(ABD) oder im Rahmen der fiir die Zulassung zu Staatspriifungen geltenden Vorschriften anerkannt.



(6) Die auf AbschluRzeugnissen der Ingenieur- und Fachschulen der Deutschen Demokratischen Republik bestéatigten
Hochschulzugangsberechtigungen gelten gemaR BeschluB der Kultusministerkonferenz vom 10. Mai 1990 und
seiner Anlage B. Weitergehende Grundsétze und Verfahren fir die Anerkennung von Fachschul- und Hochschul-
abschlissen fiir darauf aufbauende Schul- und Hochschulausbildungen sind im Rahmen der Kultusministerkonfe-
renz zu entwickeln.

Art 38 Wissenschaft und Forschung

(1) Wissenschaft und Forschung bilden auch im vereinten Deutschland wichtige Grundlagen fir Staat und Gesell-
schaft. Der notwendigen Erneuerung von Wissenschaft und Forschung unter Erhaltung leistungsfahiger Einrich-
tungen in dem in Artikel 3 genannten Gebiet dient eine Begutachtung von éffentlich getragenen Einrichtungen
durch den Wissenschaftsrat, die bis zum 31. Dezember 1991 abgeschlossen sein wird, wobei einzelne Ergebnisse
schon vorher schrittweise umgesetzt werden sollen. Die nachfolgenden Regelungen sollen diese Begutachtung er-
mdoglichen sowie die Einpassung von Wissenschaft und Forschung in dem in Artikel 3 genannten Gebiet in die
gemeinsame Forschungsstruktur der Bundesrepublik Deutschland gewahrleisten.

(2) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts wird die Akademie der Wissenschaften der Deutschen Demokratischen
Republik als Gelehrtensozietédt von den Forschungsinstituten und sonstigen Einrichtungen getrennt. Die Entschei-
dung, wie die Gelehrtensozietat der Akademie der Wissenschaften der Deutschen Demokratischen Republik fort-
gefuihrt werden soll, wird landesrechtlich getroffen. Die Forschungsinstitute und sonstigen Einrichtungen bestehen
zunéchst bis zum 31. Dezember 1991 als Einrichtungen der Lander in dem in Artikel 3 genannten Gebiet fort, so-
weit sie nicht vorher aufgeldst oder umgewandelt werden. Die Ubergangsfinanzierung dieser Institute und Ein-
richtungen wird bis zum 31. Dezember 1991 sichergestellt; die Mittel hierfir werden im Jahr 1991 vom Bund und
den in Artikel 1 genannten L&ndern bereitgestellt.

(3) Die Arbeitsverhéltnisse der bei den Forschungsinstituten und sonstigen Einrichtungen der Akademie der Wissen-
schaften der Deutschen Demokratischen Republik beschéftigten Arbeitnehmer bestehen bis zum 31. Dezember
1991 als befristete Arbeitsverhéltnisse mit den L&ndern fort, auf die diese Institute und Einrichtungen iibergehen.
Das Recht zur ordentlichen oder auRerordentlichen Kiindigung dieser Arbeitsverhaltnisse in den in Anlage I dieses
Vertrags aufgefiihrten Tatbestanden bleibt unberhrt.

(4) Fur die Bauakademie der Deutschen Demokratischen Republik und die Akademie der Landwirtschaftswissen-
schaften der Deutschen Demokratischen Republik sowie die nachgeordneten wissenschaftlichen Einrichtungen des
Ministeriums fur Erndhrung, Land- und Forstwirtschaft gelten die Absétze 1 bis 3 sinngemaR.

(5) Die Bundesregierung wird mit den Landern Verhandlungen mit dem Ziel aufnehmen, die Bund-Lénder-
Vereinbarungen gemal Artikel 91b des Grundgesetzes so anzupassen oder neu abzuschlieRen, dal die Bildungs-
planung und die Férderung von Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung von (berregionaler
Bedeutung auf das in Artikel 3 genannte Gebiet erstreckt werden.

(6) Die Bundesregierung strebt an, daB die in der Bundesrepublik Deutschland bewéhrten Methoden und Programme
der Forschungsfoérderung so schnell wie méglich auf das gesamte Bundesgebiet angewendet werden und dafl den
Wissenschaftlern und wissenschaftlichen Einrichtungen in dem in Artikel 3 genannten Gebiet der Zugang zu lau-
fenden MalRnahmen der Forschungsférderung erméglicht wird. AuRerdem sollen einzelne Férderungsmalihahmen
fur Forschung und Entwicklung, die im Bereich der Bundesrepublik Deutschland terminlich abgeschlossen sind,
fur das in Artikel 3 genannte Gebiet wieder aufgenommen werden; davon sind steuerliche MaRnahmen ausge-
nommen.

(7) Mit dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik ist der Forschungsrat der Deut-
schen Demokratischen Republik aufgeldst.

Art 39 Sport

(1) Die in demin Artikel 3 genannten Gebiet in Umwandlung befindlichen Strukturen des Sports werden auf Selbst-
verwaltung umgestellt. Die 6ffentlichen Hande férdern den Sport ideell und materiell nach der Zustandigkeitsver-
teilung des Grundgesetzes.



(2) Der Spitzensport und seine Entwicklung in dem in Artikel 3 genannten Gebiet wird, soweit er sich bewéhrt hat,
weiter gefordert. Die Férderung erfolgt im Rahmen der in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Regeln
und Grundsétze nach Maligabe der &ffentlichen Haushalte in dem in Artikel 3 genannten Gebiet. In diesem Rah-
men werden das Forschungsinstitut fir Kérperkultur und Sport (FKS) in Leipzig, das vom Internationalen Olympi-
schen Kommittee (I0C) anerkannte Dopingkontrollabor in Kreischa (bei Dresden) und die Forschungs- und Ent-
wicklungsstelle flir Sportgerate (FES) in Berlin (Ost) - in der jeweils angemessenen Rechtsform - als Einrichtun-
gen im vereinten Deutschland in erforderlichem Umfang fortgefiihrt oder bestehenden Einrichtungen angegliedert.

(3) Fiir eine Ubergangszeit bis zum 31. Dezember 1992 unterstiitzt der Bund den Behindertensport.

Kapitel 1X Ubergangs- und SchluBbestimmungen

Art 40 Vertrage und Vereinbarungen

(1) Die Verpflichtungen aus dem Vertrag vom 18. Mai 1990 uber die Schaffung einer Wéhrungs-, Wirtschafts- und
Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik gelten fort,
soweit nicht in diesem Vertrag Abweichendes bestimmt wird oder die Vereinbarungen im Zuge der Herstellung
der Einheit Deutschland gegenstandslos werden.

(2) Soweit Rechte und Pflichten aus sonstigen Vertragen und Vereinbarungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land oder den Bundeslandern und der Deutschen Demokratischen Republik nicht im Zuge der Herstellung der Ein-
heit Deutschlands gegenstandslos geworden sind, werden sie von den innerstaatlich zustdndigen Rechtstrégern -
bernommen, angepallt oder abgewickelt.

Art 41 Regelung von Vermdgensfragen

(1) Die von der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik abgegebene Gemeinsame Erkl&rung vom 15. Juni 1990 zur Regelung offener Vermdgensfragen (Anlage I11)
ist Bestandteil dieses Vertrages.

(2) Nach MaRgabe besonderer gesetzlicher Regelung findet eine Riickiibertragung von Eigentumsrechten an
Grundstiicken oder Gebauden nicht statt, wenn das betroffene Grundstiick oder Gebaude fur dringende, néher fest-
zulegende Investitionszwecke benétigt wird, insbesondere der Errichtung einer gewerblichen Betriebsstétte dient
und die Verwirklichung dieser Investitionsentscheidung volkswirtschaftlich forderungswirdig ist, vor allem Ar-
beitsplatze schafft oder sichert. Der Investor hat einen die wesentlichen Merkmale des VVorhabens aufzeigenden
Plan vorzulegen und sich zur Durchflihrung des VVorhabens auf dieser Basis zu verpflichten. In dem Gesetz ist auch
die Entschadigung des friiheren Eigentlimers zu regeln.

(3) Im dbrigen wird die Bundesrepublik Deutschland keine Rechtsvorschriften erlassen, die der in Absatz 1 genannten
Gemeinsamen Erklarung widersprechen.

Art 42 Entsendung von Abgeordneten

(1) Vor dem Wirksamwerden des Beitritts der Deutschen Demokratischen Republik wéhlt die VVolkskammer auf der
Grundlage ihrer Zusammensetzung 144 Abgeordnete zur Entsendung in den 11. Deutschen Bundestag sowie eine
ausreichende Anzahl von Ersatzpersonen. Entsprechende Vorschldge machen die in der VVolkskammer vertretenen
Fraktionen und Gruppen.

(2) Die Gewahlten erwerben die Mitgliedschaft im 11. Deutschen Bundestag aufgrund der Annahmeerklarung gegen-
Uber dem Prasidenten der VVolkskammer, jedoch erst mit Wirksamwerden des Beitritts. Der Prasident der Volks-
kammer bermittelt das Ergebnis der Wahl unter Beifiigung der Annahmeerklarung unverziiglich dem Prasidenten
des Deutschen Bundestages.



(3) Fur die Wahlbarkeit und den Verlust der Mitgliedschaft im 11. Deutschen Bundestag gelten im brigen die Be-
stimmungen des Bundeswahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. September 1975 (BGBI. | S.
2325), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 29. August 1990 (BGBI. 11 S. 813). Scheidet ein Mitglied aus, so riickt
die nachste Ersatzperson nach. Sie mul derselben Partei angehdren wie das ausgeschiedene Mitglied zur Zeit sei-
ner Wahl. Die Feststellung, wer als Ersatzperson nachriickt, trifft vor Wirksamwerden des Beitritts der Prasident
der Volkskammer, danach der Président des Deutschen Bundestages.

Art 43 Ubergangsvorschrift fiir den Bundesrat bis zur Bildung von Landesregierungen

Von der Bildung der in Artikel 1 Abs. 1 genannten Lander bis zur Wahl des Ministerprasidenten kann der Landesbe-
vollméchtigte an den Sitzungen des Bundesrates mit beratender Stimme teilnehmen.

Art 44 Rechtswahrung

Rechte aus diesem Vertrag zugunsten der Deutschen Demokratischen Republik oder der in Artikel 1 genannten Lander
kénnen nach Wirksamwerden des Beitritts von jedem dieser Lander geltend gemacht werden.

Art 45 Inkrafttreten des Vertrags

(1) Dieser Vertrag einschlielflich des anliegenden Protokolls und der Anlagen I bis 111 tritt an dem Tag in Kraft, an
dem die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik einander mit-
geteilt haben, daR die erforderlichen innerstaatlichen VVoraussetzungen fiir das Inkrafttreten erfiillt sind.

(2) Der Vertrag bleibt nach Wirksamwerden des Beitritts als Bundesrecht geltendes Recht.

Geschehen zu Berlin am 31. August 1990 in zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Far die Fir die
Bundesrepublik Deutschland Deutsche Demokratische Republik
Schéuble Gunther Krause



	Einigungsvertrag
	Kapitel I Wirkung des Beitritts
	Artikel 1  Länder
	Artikel 2   Hauptstadt, Tag der Deutschen Einheit

	Kapitel II Grundgesetz
	Artikel 3   Inkrafttreten des Grundgesetzes
	Artikel 4   Beitrittsbedingte Änderungen des Grundgesetzes
	Artikel 5   Künftige Verfassungsänderungen
	Artikel 6   Ausnahmebestimmung
	Artikel  7   Finanzverfassung

	Kapitel III  Rechtsangleichung
	Artikel 8   Überleitung von Bundesrecht
	Artikel 9   Fortgeltendes Recht der Deutschen Demokratischen Republik
	Artikel 10   Recht der Europäischen Gemeinschaften

	Kapitel IV   Völkerrechtliche Verträge und Vereinbarungen
	Artikel 11   Verträge der Bundesrepublik Deutschland
	Artikel 12   Verträge der Deutschen Demokratischen Republik

	Kapitel V  Öffentliche Verwaltung und Rechtspflege
	Artikel 13   Übergang von Einrichtungen
	Artikel 14   Gemeinsame Einrichtungen der Länder
	Artikel 15   Übergangsregelungen für die Landesverwaltung
	Artikel 16   Übergangsvorschrift bis zur Bildung einer gesamtberliner Landesregierung
	Artikel 17   Rehabilitierung
	Artikel 18   Fortgeltung gerichtlicher Entscheidungen
	Artikel 19   Fortgeltung von Entscheidungen der öffentlichen Verwaltung
	Artikel 20   Rechtsverhältnisse im öffentlichen Dienst

	Kapitel VI  Öffentliches Vermögen und Schulden
	Artikel 21   Verwaltungsvermögen
	Artikel 22   Finanzvermögen
	Artikel 23   Schuldenregelung
	Artikel 24   Abwicklung der Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber dem Ausland und der Bundesrepublik Deutschland
	Artikel 25   Treuhandvermögen
	Artikel 26   Sondervermögen Deutsche Reichsbahn
	Artikel 27   Sondervermögen Deutsche Post
	Artikel 28   Wirtschaftsförderung
	Artikel 29   Außenwirtschaftsbeziehungen

	Kapitel VII Arbeit, Soziales, Familie, Frauen, Gesundheitswesen und Umweltschutz
	Art 30   Arbeit und Soziales
	Art 31   Familie und Frauen
	Art 32  Freie gesellschaftliche Kräfte
	Art 33  Gesundheitswesen
	Art 34  Umweltschutz

	Kapitel VIII  Kultur, Bildung und Wissenschaft, Sport
	Art 35   Kultur
	Art 36   Rundfunk
	Art 37  Bildung
	Art 38   Wissenschaft und Forschung
	Art 39   Sport

	Kapitel IX  Übergangs- und Schlußbestimmungen
	Art 40   Verträge und Vereinbarungen
	Art 41   Regelung von Vermögensfragen
	Art 42   Entsendung von Abgeordneten
	Art 43   Übergangsvorschrift für den Bundesrat bis zur Bildung von Landesregierungen
	Art 44   Rechtswahrung
	Art 45   Inkrafttreten des Vertrags


